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Krumwiede, Sylvia Kotting-Uhl, Lisa Paus, Katja Dörner, Monika Lazar, Dr. Gerhard
Schick, Dorothea Steiner, Dr. Anton Hofreiter

Die Entscheidung über Auslandseinsätze der Bundeswehr gehört zu den
schwierigsten Entscheidungen, die Abgeordnete des Deutschen Bundestages zu
treffen haben und fordert wie kaum eine andere das Gewissen und Herz der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier. Dem Engagement der in Afghanistan
eingesetzten zivilen Helferinnen und Helfer, Soldatinnen und Soldaten sowie ihren
Familienangehörigen gilt unser großer Dank und unsere Wertschätzung.

Das vorliegende Mandat versagt dabei, den vollständigen Abzug der Bundeswehr
aus Afghanistan vorzubereiten. Die Politik der Bundesregierung und das ISAF-
Mandat schreiben das Primat des Militärischem vor dem Zivilen weiter fort. Nach wie
vor finden in Afghanistan durch ISAF-Nationen verübte gezielte Tötungen durch
Kommandoaktionen und Drohnenangriffe statt, die eine Verhandlungslösung
konterkarieren. Wir stimmen gegen einen solchen Militäreinsatz, der zur
Gewalteskalation beiträgt und kontraproduktiv für die Schaffung von Frieden in
Afghanistan ist.

Strategie der Aufstandsbekämpfung schmälert Chancen auf Frieden

Seit über einem Jahrzehnt beteiligt sich die Bundeswehr am ISAF-Einsatz in
Afghanistan. Noch immer ist die Sicherheitslage sehr angespannt, unberechenbar
und besorgniserregend. Die vergangenen Jahre waren geprägt von gewaltsamen
Auseinandersetzungen zwischen ISAF-Truppen und afghanischen Sicherheitskräften
auf der einen Seite und Taliban und anderen Aufständischen auf der anderen. Für
die meisten zivilen Opfer sind die Anschläge der Aufständischen verantwortlich. Aber
auch die Strategie der offensiven Aufstandsbekämpfung durch die ISAF-Truppen hat
zu einer zunehmende Eskalation beigetragen. Die vor allem von den USA und
anderen ISAF-Nationen weiter durchgeführten massiven gezielten Tötungen mit
zahlreichen zivilen Opfern in Afghanistan und Pakistan tragen nach wie vor
maßgeblich zur Eskalation der Gewalt bei. Der Einsatz von bewaffneten Drohnen
fordert zahlreiche zivile Opfer, zerstört den Rückhalt in der afghanischen
Bevölkerung und fördert die Radikalisierung und den Zulauf bei den Aufständischen.
So werden die Bemühungen um eine Verhandlungslösung, die Stabilisierung der
Sicherheitslage und der Erfolg des Transitionsprozesses in Afghanistan massiv
konterkariert. Die Strategie, mit militärischen Mitteln den Frieden in Afghanistan
erzwingen zu wollen, ist gescheitert.



Keine glaubwürdige Abzugsplanung

Das vorliegende Mandat ist weit davon entfernt, die Voraussetzungen für einen
geordneten und glaubwürdigen Abzug der Bundeswehr bis 2014 aus Afghanistan zu
schaffen. Es sieht weiterhin eine Obergrenze von 4.400 Soldatinnen und Soldaten
vor und stellt selbst bei positiver Entwicklung der Sicherheitslage bis März 2014
immer noch 3.300 deutsche Einsatzkräfte zur Verfügung. Mit einem Abzugsmandat
hat eine solche Kontingentplanung nichts zu tun. Die Bundesregierung stellt damit
den selbst angekündigten und international vereinbarten Abzug infrage, der unter
diesen Bedingungen nur noch schwer durchführbar scheint. In der NATO beteiligt
sich die Bundesregierung bereits an der Planung einer ISAF-Nachfolgemission.
Weder über den geplanten Umfang einer möglichen deutschen militärischen
Beteiligung, noch über die Strategie und die völkerrechtliche Grundlage eines
solchen Einsatzes gibt es von Seiten der Bundesregierung Aufklärung. Wenn wir
wollen, dass die Bundeswehr bis 2014 abzieht, brauchen wir hierzu bereits jetzt ein
Mandat, die Voraussetzungen für einen geordneten Abzugsprozess im nächsten
Mandatszeitraum schafft. Es steht aber im Gegenteil zu befürchten, dass die Pläne
der Bundesregierung darauf angelegt sind, Vorfestlegungen in Bezug auf eine
Nachfolgemission zu schaffen und eine vierstellige Zahl von
Bundeswehrangehörigen auch nach 2014 in Afghanistan zu stationieren. Dieses
Verfahren ist nicht nur intransparent, sondern hat mit Mandatswahrheit und –klarheit
gegenüber Parlament und Öffentlichkeit nichts zu tun.

Versöhnung und Wiederaufbau verlässlich unterstützen

Für einen nachhaltigen Frieden in Afghanistan muss ein breiter Versöhnungsprozess
stattfinden und der wirtschaftliche und institutionelle Wiederaufbau des Landes
vorangetrieben werden. Menschenrechtsverletzungen ungeachtet von welcher Seite
müssen aufgedeckt und aufgearbeitet werden. Nur so gibt es eine Chance, dass der
Versöhnungsprozess in der nach wie vor traumatisierten und zerrissenen
afghanischen Gesellschaft gelingen kann. Ein Waffenstillstand alleine reicht nicht
aus, um Frieden zu schaffen. Auch wenn dies im von Krieg und Gewaltherrschaft
geprägten Afghanistan schwierig ist und schmerzhafte Kompromisse abverlangt,
müssen alle Möglichkeiten genutzt werden, um ein größtmögliches Maß an
Gerechtigkeit walten zu lassen. Diese mit einem echten Versöhnungsprozess
verbundenen Herausforderungen werden von dem vorliegenden Mandat und der
Afghanistanpolitik der Bundesregierung nicht angegangen. Wiederaufbau und
Versöhnung gehören ins Zentrum der Afghanistanpolitik. Doch die Unterstützung bei
der Entwicklung grundlegender Staatsstrukturen und einer funktionierenden
Verwaltung wird weiterhin vernachlässigt. Darüber hinaus fehlt es an einem
Gesamtkonzept und einer sinnvollen Schwerpunktlegung für die wirtschaftliche
Entwicklung Afghanistans. Diese muss sich an den Bedürfnissen der afghanischen
Bevölkerung und den Gegebenheiten vor Ort orientieren. Der für die afghanische
Wirtschaft zentrale landwirtschaftliche Sektor und die Modernisierung des
afghanischen Bildungssystems müssen dabei im Vordergrund stehen. Ein weiterer
wichtiger Schwerpunkt im Rahmen des zivilen Wiederaufbaus ist die Stärkung der
Zivilgesellschaft.



Der Weg zu einem nachhaltigen Frieden in Afghanistan ist noch lang und steinig und
erfordert eine langfristige und verlässliche Unterstützung durch die internationale
Gemeinschaft. Das vorliegende Mandat bleibt eine Antwort auf die Frage schuldig,
wie das deutsche Engagement für den Aufbau in Afghanistan in einem
angemessenen Umfang fortgesetzt werden kann und lässt anders als das
Vorgängermandat die Höhe der Mittel für den zivilen Wiederaufbau offen. Die
Bundesregierung hat ihre Versprechen diesbezüglich schon gebrochen: Nur ein
halbes Jahr nach ihren Zusagen auf der Geberkonferenz in Tokio wurden die Mittel
des Afghanistan-Stabilitätspakts um 10 Millionen gekürzt. Dem zukünftigen
deutschen Engagement fehlt eine überzeugende und umfassende Gesamtstrategie
für den Aufbau Afghanistans.

Wir lehnen die Strategie der offensiven Aufstandsbekämpfung und die weiter
fortgesetzten völkerrechtswidrigen gezielten Tötungen ab. Sie stehen einer
friedlichen Lösung des Konfliktes durch Verhandlungen entgegen. Wir fordern
Mandatswahrheit und -klarheit in der Frage des Abzugs und sagen Nein zu einem
Mandat, das sich einer realistischen und geordneten Abzugsplanung bis Ende 2014
verweigert. Unser Votum richtet sich nicht gegen die in Afghanistan eingesetzten
Soldatinnen und Soldaten, sondern gegen die falsche Afghanistanpolitik der
Bundesregierung.

Berlin, den 31. Januar 2013


